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der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 11. April 1996 

über die Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung 
(Vertrag über die Oderschutzkommission) 


A. Zielsetzung 

Der Vertrag über die Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, der Republik Polen, der Tschechischen Republik und 
der Europäischen Gemeinschaft über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung wurde am 1 1. April 1996 
in Breslau gezeichnet. Zweck des Vertrags ist es, zu einem effektiven 
modernen Gewässerschutz im gesamten Einzugsgebiet der Oder bei- 
zutragen. 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen für die Ratifika- 
tion des Vertrags über die Internationale Kommission zum Schutz der 
Oder gegen Verunreinigung geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Dem Bund entstehen durch das Gesetz Kosten. Im Rahmen der nach 
dem Vertrag einzurichtenden Internationalen Kommission wird in 
Breslau ein Ständiges Sekretariat eingerichtet. Die Kosten hierfür wer- 
den von den Vertragsparteien nach folgendem Schlüssel getragen: 

Bundesrepublik Deutschland 38,75 v.H., Republik Polen 38,75 v.H., 
Tschechische Republik 20,00 v.H. und Europäische Gemeinschaft 
2,5 v.H. Der deutsche Anteil beträgt 369 000 DM. 

Dieser Betrag ist gesperrt bei Kapitel 1 602 Titel 686 01 im Haushalt 
1996 eingestellt. Eine Entsperrung hat zur Voraussetzung, daß die 
Bedingungen gemäß Artikel 18 Abs. 3 des Vertrags erfüllt sind. 
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2. Vollzugsaufwand 

Durchführung, Begleitung und Fortentwicklung des Vertrags erfordern 
auf Ebene der beteiligten Bundesressorts zusätzlichen administra- 
tiven und personellen Aufwand, der sich kostenmäßig niederschlägt, 
und über den zu gegebener Zeit im Rahmen des normalen Haushalts- 
verfahrens zu entscheiden ist. 

Auch bei den beteiligten Bundesländern Brandenburg, Mecklenburg- 
Vorpommern und Sachsen entsteht infolge Durchführung, Begleitung 
und Fortentwicklung des Vertrags zusätzlicher administrativer und 
personeller Aufwand. 

Darüber hinaus werden Länder und Gemeinden durch den Vertrag 
nicht mit Kosten belastet, da sich das in Deutschland geltende Recht 
nicht ändert. 

E. Sonstige Kosten 

Die inländische Wirtschaft - vom genannten administrativen Vollzugs- 
aufwand abgesehen - wird nicht mit Kosten belastet, da das in 
Deutschland geltende Recht durch den Vertrag nicht geändert wird. 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind daher nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Februar 1 997 

031 (321) - 632 00 - Od 2/97 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. April 1996 über die Internationale 
Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung (Vertrag über die 
Oderschutzkommission) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 708. Sitzung am 31. Januar 1997 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 11. April 1996 
über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung 
(Vertrag über die Oderschutzkommission) 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Breslau am 1 1 . April 1 996 von der Bundesrepublik Deutschland Unter- 
zeichneten Vertrag über die Internationale Kommission zum Schatz der Oder 
gegen Verunreinigung nebst Erklärung wird zugestimmt. Der Vertrag nebst 
Erklärung wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 18 Abs. 3 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Nachdem der Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland und die politi- 
schen Umwälzungen in Osteuropa völlig neue Verhandlungsmöglichkeiten eröff- 
net hatten, wurden 1991 die Verhandlungen zwischen Deutschland, Polen, der 
ehemaligen CSFR und der Europäischen Gemeinschaft aufgenommen mit dem 
Ziel, nach dem Modell der erfolgreichen Zusammenarbeit im Rahmen der Inter- 
nationalen Kommission zum Schutze des Rheins, die auch schon für die Inter- 
natioale Kommission zum Schutze der Elbe Pate gestanden hat, einen Vertrag 
über die Einrichtung einer Internationalen Kommission zum Schutz der Oder 
gegen Verunreinigung (IKSO) zu erarbeiten. Die Vertragsverhandlungen hatten 
bereits Anfang 1992 zu einem abgestimmten Konventionstext geführt, jedoch 
traten seitens der polnischen und tschechischen Vertragspartner 1992 und 
nochmals 1994 unerwartete Schwierigkeiten auf, die erneute Verhandlungen 
erforderlich machten. Die Zeichnung des Vertrags erfolgte nunmehr am 1 1 . April 
1 996 in Breslau. Die auf der Grundlage des Vertrags einzurichtende Kommission 
hat im unmittelbaren Anschluß an die Zeichnungskonferenz ihre Arbeit auf inte- 
rimistischer Basis aufgenommen. 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 18 
Abs. 3 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Das Gesetz wird positive Auswirkungen auf den internationalen Gewässerschutz 
im Einzugsgebiet der Oder haben. 

Dem Bund entstehen durch das Gesetz Kosten. 

Im Rahmen der Internationalen Kommission wird ein Ständiges Sekretariat 
gegründet. Die Kosten hierfür werden von den Vertragsparteien nach folgendem 
Schlüssel getragen: 

Bundesrepublik Deutschland 38,75 v.H., Republik Polen 38,75 v.H., Tschechi- 
sche Republik 20,00 v.H. und Europäische Gemeinschaft 2,5 v.H. Der deutsche 
Anteil beträgt 369 000 DM. 

Dieser Betrag ist gesperrt bei Kapitel 1602 Titel 686 01 im Haushalt 1996 ein- 
gestellt. Eine Entsperrung hat zur Voraussetzung, daß die Bedingungen gemäß 
Artikel 18 Abs. 3 des Vertrags erfüllt sind. 

Die inländische Wirtschaft wird - vom genannten administrativen Vollzugsauf- 
wand abgesehen - nicht mit Kosten belastet, da das in Deutschland geltende 
Recht durch den Vertrag nicht geändert wird. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind daher 
nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung 

Umowa 

w sprawie Mi^dzynarodowej Komisji 
Ochrony Odry przed Zanieczyszczeniem 

Dohoda o Mezinärodnf komisi 
pro ochranu Odry pred znecistenim 


Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland, 

die Regierung der Republik Polen, 
die Regierung derTschechischen Republik 
und 

die Europäische Gemeinschaft, 

im folgenden als Vertragsparteien be- 
zeichnet - 

überzeugt von der Notwendigkeit, den 
ökologischen Zustand der Oder und des 
Stettiner Haffs einschließlich ihrer Ein- 
zugsgebiete zu verbessern, 

in der Absicht, die weitere Verunreini- 
gung dieser Gewässer zu verhindern, 

in dem Bestreben, die Belastung der 
Ostsee nachhaltig zu verringern, 

überzeugt von der Dringlichkeit dieser 
Aufgaben, 

in der Absicht, die auf diesem Gebiet 
bereits bestehende Zusammenarbeit der 
Vertagsparteien zu verstärken - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten auf 
dem Gebiet des Gewässerschutzes gegen 
Verunreinigung für die Oder und das Stet- 
tiner Haff einschließlich ihrer Einzugsge- 
biete, im folgenden als Oder bezeichnet, in 
der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder gegen Verunreinigung, 
im folgenden als Kommission bezeichnet, 
zusammen. 

(2) Ziele der Zusammenarbeit sind ins- 
besondere 

a) der Belastung der Oder sowie der Ost- 
see mit Schadstoffen vorzubeugen und 
die Belastung nachhaltig zu verringern, 

b) möglichst natumahe . aquatische und 
damit zusammenhängende terrestri- 
sche Ökosysteme mit einer entspre- 
chenden Artenvielfalt zu erreichen, 

c) Nutzungen der Oder, vor allem die Ge- 
winnung von Trinkwasser aus Uferfil- 
trat und die landwirtschaftliche Ver- 
wendung des Wassers und der Sedi- 
mente, zu ermöglichen. 


Rzqd Rzeczy pospol itej Polskiej, 

Rzqd Republiki Czeskiej, 

Rzqd Republiki Federalnej Niemiec 


Wspölnota Europejska, 

zwane dalej „Umawiajqcymi si§ Stro- 
nami“: 

przekonane o koniecznoäci poprawy 
stanu ekologicznego Odry i Zalewu Szcze- 
ciriskiego, wtqcznie z ich zlewniami, 


zamierzajqc zapobiegaö dalszemu 
zanieczyszczaniu tych wöd, 

dq2qc do trwatego zmniejszenia 
zanieczyszczeri Battyku, 

przekonane o pilnoäci tych zadart, 


zamierzajqc umacniaö istniejqcq juz w 
tej dziedzinie wspötprac§ mi$dzy Umawia- 
jqcymi si§ Stronami uzgodnHy, 

co nast^puje: 

Artykut 1 

1 . Umawiajqce siq Strony wspötpracuj^ 
w dziedzinie ochrony przed zanieczysz- 
czeniem wöd Odry i Zalewu Szczeciriskie- 
go wtqcznie z ich zlewniami, zwanych 
dalej „Odrq“ w ramach Mi$dzynarodowej 
Komisji Ochrony Odry przed Zanieczysz- 
czeniem, zwanej dalej „Komisji“. 


2. Celami wspötpracy w szczegölnoäci 

sq: 

a) zapobieganie i trwate obnizanie 
zanieczyszczenia Odry i Baftyku 
szkodliwymi substancjami, 

b) osiqganie ekosystemöw wodnych i 
zwi^zanych z nimi ekosystemöw brze- 
gowych, jak najbardziej zblizonych do 
naturalnych z wlaäciw^ im röznorod- 
noäciq gatunköw, 

c) umozliwienie wykorzystania Odry prze- 
de wszystkim dla pozyskiwania wody 
do picia z infiltracyjnych uj§c brzego- 
wych, rolniczego wykorzystania wody i 
osadöw. 


Vläda Ceskö republiky, 

vläda Polske republiky, 
vläda Spolkovä republiky Nämecko 
a 

Evropskö spoleöenstvf 
(däle jen „smluvni strany“) - 


presvädceny o nutnosti slepöit ekolo- 
gicky stav Odry a Stätinskä zätoky vöetnä 
jejich povodi, 


s ümyslem zabränit dalsimu zneciöt’o- 
väni tächto vod, 

ve snaze trvale snizovat zatizeni Bal- 
tickeho mofe, 

v pfesvädöenf o nalehavosti techto 
ükolü, 

se zämörem posflit jiz existujici spolu- 
präci smluvnfch stran v täto oblasti 


se dohodly takto: 

Ölänek 1 

1) Smluvnf strany spolupracujf v oblasti 
ochrany vod Odry a Stötinskä zätoky vöet- 
nö jejich povodi (däle jen „Odra“) pred 
zneöiötänim v Mezinärodni komisi pro 
ochranu Odry pred zneöiätänim (däle jen 
„Komise“). 


2) Cile spolupräce jsou predeväim 

a) pfedchäzet a trvale snizovat zatßeni 
Odry, jakoi i Balticköho mofe, ökod- 
livymi lätkami, 

b) dosähnout stavu vodnich a souvise- 
jicich terestrickych ekosystemü co 
mo2nä nejbliie prirozenämu stavu s 
prisluönou diverzitou druhü, 

c) umoznit vyuzivänf Odry, predevöim k 
ziskäväni pitnö vody z brehovä infiltra- 
ce a k zemädälskemu vyuziti vody a 
sedimentü. 
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(3) Um diese Ziele zu erreichen, erarbei- 
ten die Vertragsparteien im Rahmen der 
Kommission gemeinsame Aktionspro- 
gramme mit Zeitplänen für deren Realisie- 
rung. Diese Aktionsprogramme können je 
nach Bedarf schrittweise ergänzt werden. 

(4) Zur Erreichung dieser Ziele fördern 
die Vertragsparteien den Austausch 
moderner Technologien zur Vermeidung 
und Verringerung von Gewässerverunrei- 
nigung auf der Basis zivilrechtlicher Ver- 
einbarungen. 

Artikel 2 

(1) Die Kommission wird insbesondere 

a) Übersichten über Quellen punktförmi- 
ger Verunreinigungen erstellen, Ab- 
schätzungen der Gewässerbelastung 
aus diffusen Quellen vornehmen sowie 
beides fortschreiben, gegliedert nach 
Branchen und den wichtigsten Arten 
der Verunreinigung, 

b) Grenzwerte für die eingeleiteten Ab- 
wässer vorschlagen, 

c) Qualitätsziele für Gewässer unter Be- 
rücksichtigung der Ansprüche an die 
Gewässemutzung sowie der besonde- 
ren Bedingungen zum Schutz der Ost- 
see und der aquatischen und der damit 
zusammenhängenden terrestrischen 
Ökosysteme vorschlagen, 

d) gemeinsame Meß- und Untersuchungs- 
programme zur Darstellung der Quan- 
tität und der Qualität der Gewässer, 
der Qualität der Sedimente, zur Bewer- 
tung des Zustandes der aquatischen 
und der damit zusammenhängenden 
terrestrischen Lebensgemeinschaften 
sowie, sofern notwendig, zur Bewer- 
tung der Folgen der Gewässerbela- 
stung Vorschlägen, wie auch die erziel- 
ten Ergebnisse dokumentieren und 
bewerten, 

e) einheitliche Methoden zur Güteklassifi- 
zierung der Gewässer vorschlagen, 

f) gesammelte Daten und Informationen, 
die für den Schutz der Oder notwendig 
sind, analysieren, insbesondere zu 
Fragen der Hydrologie und der wasser- 
wirtschaftlichen Bilanzierung, 

g) Aktionsprogramme zur Reduzierung 
der Verunreinigung, insbesondere mit 
Schadstoffen sowohl aus kommunalen 
und industriellen Punktquellen als auch 
diffusen Quellen und weitere Maß- 
nahmen einschließlich Zeitplanung, 
Kostenschätzung und Möglichkeiten 
der Finanzierung vorschlagen, 

h) Maßnahmen zur Vorbeugung und Be- 
kämpfung außergewöhnlicher Gewäs- 
serbelastungen vorschlagen sowie ein 
einheitliches Alarm- und Warnsystem 
erarbeiten und auf der Grundlage der 
Erfahrungen fortschreiben, 

i) die gewässerökologische Bedeutung 
der unterschiedlichen Biotopelemente 
einschließlich Ökomorphologie doku- 
mentieren sowie Vorschläge erarbei- 
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3. Aby osiqgnqö te cele, Umawiajqce s\q 
Strony, w ramach Komisji opracujq wspöl- 
ne programy dziatania wraz z harmono- 
gramami ich realizacji. W miar$ potrzeb 
programy te mogq byd sukcesywnie 
uzupetniane. 

4. Dia osiqgni^cia tych celöw, Umawia- 
jqce s\q Strony b§dq popieraö wymian$ 
nowoczesnych technologii, zapobiega- 
jqcych I obniiajqcych zanieczyszczenie 
wöd, dokonywanq w oparciu o przepisy 
prawa cywilnego. 

Artykuf 2 

1 . Komisja w szczegölnoöci b$dzie: 

a) sporzqdzaö wykazy punktowych 2rödet 
zanieczyszczert, dokonywaö oceny 
zanieczyszczert wöd ze irödet 
rozproszonych i aktualizowaö je w po- 
dziale na branie i na najwa2niejsze 
rodzaje zanieczyszczert; 

b) proponowaö wartoöci graniczne dla 
odprowadzanych öcieköw; 

c) proponowaö docelowe wymagania 
jakoöciowe dla wöd z uwzgl^dnienlem 
wymagart dotyczqcych wykorzystania 
wöd, szczegölnych warunköw ochrony 
Battyku oraz ekosystemöw wodnych i 
zwiqzanych z nimi ekosystemöw brze- 
gowych; 

d) proponowaö wspölne programy pomia- 
rowo-badawcze w celu okreslenia: 
iloöci i jakoöci wöd, jakoöci osadöw, 
oceny stanu wodnych i zwiqzanych z 
nimi ekosystemöw brzegowych, oceny 
skutköw zanieczyszczenia wöd, o ile to 
b$dzie konieczne, a takze dokumento- 
waö i oceniaö uzyskiwane wyniki; 


e) proponowaö jednolite metody klasyfi- 
kacji jakoöci wöd; 

f) analizowaö zgromadzone dane i infor- 
macje, potrzebne do ochrony Odry, w 
szczegölnoöci w sprawach hydrologii i 
bilansowania wodnogospodarczego; 

g) proponowaö programy dziatania na 
rzecz redukcji zanieczyszczert, szcze- 
gölnie substancji szkodliwych, 
pochodzqcych zaröwno z komu- 
nalnych i przemystowych zrödef punk- 
towych, jak i zrödef rozproszonych 
oraz inne przedsi$wzi$cia zawierajqce 
röwnie* harmonogramy, szacunki 
kosztöw i moiliwoöci finansowania; 

h) proponowaö dziatania profiiaktyczne i 
dotyczqce zwalczania nadzwyczajnych 
zanieczyszczert wöd, opracowywaö 
jednolity System alarmowy i ostrzegaw- 
czy oraz aktualizowaö go na podstawie 
doöwiadczert; 

i) dokumentowaö stan i znaczenie 
röznych elementöw biotopöw pod 
kqtem ekologii wöd tqcznie z ekomor- 
fologiq oraz opracowywaö propozycje 


3) K dosaienf tächto cflü smluvnf 
strany v rämci Komlse vypracujf spoleönö 
akönf programy vöetnä öasovych plänü 
pro jejich realizaci. Tyto akönf programy 
mohou byt podle potfeby postupnä 
doplrtoväny. 

4) Dosaienf tächto cflü budou smluvnf 
strany podporovat vymänou modemich 
technologif zamezujfcfch a snßujfcfch 
zneöiötänf vod na zäkladä oböansko- 
prävnfch dohod. 


Ölänek 2 

1) Komise bude zejmöna 

a) sestavovat podle odvätvf a 
nejdülezitäjäfch druhü zneöiötänf 
pfehledy bodovych zdrojü zneöiätänf a 
hodnocenf zatfienf vod z rozptylenych 
zdrojü zneöiötänf a aktualizovat je, 


b) navrhovat limitnf hodnoty pro vypou- 
ätänö odpadnf vody, 

c) navrhovat cflovou kvalitu vod vzhle- 
dem k näroküm kladenym na vyuzitf 
vody a zvläätnfm podmfnkäm pro 
ochranu Balticköho mofe a vodnfch a 
souvisejfcfch terestrickych ekosys- 
tömü, 

d) navrhovat spoleönö programy mären f 
a vyzkumu k popsänf jakosti a 
mnoZstvf vod, kvality sedimentü, hod- 
nocenf stavu vodnfch a souvisejfcfch 
terestrickych ekosystömü, a takö, 
pokud to bude nezbytnö, i k hodnocenf 
näsledkü zneöiätenf vod a takö doku- 
mentovat a hodnotit zfskanö vysledky, 


e) navrhovat jednotnö metody klasifikace 
jakosti vod, 

f) analyzovat zfskanä data a informace 
potfebnö pro ochranu Odry, tykajfcf se 
zvläötä otäzek hydrologie a vodohos- 
podärsköho bilancovänf, 

g) navrhovat akönf programy ke 
snizovänf, zejmöna ökodlivymi lätkami 
jak z komunälnfch a prümyslovych 
bodovych zdrojü, tak i z rozptylenych 
zdrojü a daläf opatfenf vöetnä öaso- 
veho plänu, odhadu näkladü a 
moznostf financovänf, 


h) navrhovat preventivnf opatfenf a 
opatfenf ke zvlädänf mimofädnöho 
zneöiötänf vod, vypracovat jednotny 
poplachovy a varovny systöm a na 
zäkladä zkuöenostf ho aktualizovat, 

i) dokumentovat vyznam rüznych prvkü 
biotopü z hlediska ekologie vod vöetnä 
ekomorfologie a vypracovävat nävrhy 
na zachovänf, obnovu a ochranu vod- 
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ten zur Erhaltung und Wiederherstel- 
lung und zum Schutz der aquatischen 
und damit zusammenhängenden terre- 
strischen Ökosysteme, 

j) über geplante und über bestehende 
Arten der Gewässemutzung beraten, 
die wesentliche grenzüberschreitende 
Auswirkungen haben könnten, 

k) die Zusammenarbeit bei wissenschaft- 
lichen Forschungsvorhaben und im 
Bereich des Informationsaustausches 
fördern, insbesondere über den Stand 
der Technik und über moderne 
Technologien zur Vermeidung und 
Verringerung von Gewässerverunreini- 
gungen. 

(2) Die Kommission befaßt sich auch mit 
dem Schutz der Gewässer vor Verunreini- 
gung, soweit diese ihre Ursachen in der 
Fischereiwirtschaft, der Schiffahrt oder in 
anderen Nutzungen der Gewässer haben. 

(3) Die Kommission kann im Einverneh- 
men der Vertragsparteien mit weiteren 
Aufgaben beauftragt werden. 

Artikel 3 

Der Vertrag gilt für die Hoheitsgebiete 
der Republik Polen und der Tschechi- 
schen Republik sowie für die Gebiete, in 
denen der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft Anwendung 
findet. 

Artikel 4 

(1) Die Tätigkeit der Kommission erfolgt 
in Übereinstimmung mit dem Recht der 
Vertragsparteien. 

(2) Zur Erreichung der Ziele dieses Ver- 
trags legt die Kommission den Vertrags- 
parteien Vorschläge und Empfehlungen 
vor. 

(3) Die Vertragsparteien unterrichten die 
Kommission innerhalb bestimmter Fristen 
über die Bedingungen und Mittel, die zur 
Erreichung der Zielsetzungen erforderlich 
sind, sowie über entsprechende Maßnah- 
men und deren Ergebnisse. 

Artikel 5 

(1) Die Kommission setzt sich aus Dele- 
gationen der Vertragsparteien zusammen. 
Jede Vertragspartei benennt höchstens 
fünf Delegierte, darunter einen Delega- 
tionsleiter und seinen Stellvertreter, sowie 
bis zu fünf stellvertretende Delegierte. 

(2) Jede Delegation kann für die 
Behandlung bestimmter Fragen von ihr zu 
benennende Sachverständige hinzuzie- 
hen. 

(3) Die Kommission gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

Artikel 6 

(1 ) Der Vorsitz der Kommission wird ab- 
wechselnd durch die Delegationen der 
Vertragsparteien wahrgenommen. Einzel- 
heiten der Wahrnehmung des Vorsitzes 
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dotyczqce utrzymania, odtwarzania i 
ochrony wodnych, i zwiqzanych z nimi 
ekosystemöw brzegowych; 

j) konsultowaö planowane i istniejqce 
rodzaje wykorzystania wöd, ktöre 
mogtyby mieö istotne transgraniczne 
oddziatywanie; 

k) popieraö wsp6tprac§ naukowo - badaw- 
czq oraz w dziedzinie wymiany infor- 
macji, w szczegölnoäci o stanie techni- 
ki i o nowoczesnych technologiach 
zapobiegajqcych i obnizajqcych zanie- 
czyszczenie wöd. 


2. Komisja zajmuje sie röwniez ochronq 
wöd przed zanieczyszczeniem majqcym 
swe irödto w gospodarce rybackiej, 
zegludze oraz innych rodzajach wykorzy- 
stania wöd. 

3. Za zgodq Umawiajqcych $\q Stron 
Komisji mo2na röwniei zleciö inne zada- 
nia. 


Artykuf 3 

Umowa niniejsza obowiqzuje na teryto- 
riach Rzeczypospolitej Polskiej i Republiki 
Czeskiej oraz na obszarach, na ktörych 
stosowany jest Uktad o utworzeniu Wspöl- 
noty Europejskiej. 


Artykuf 4 

1. Dziatalnosö Komisji prowadzona jest 
zgodnie z prawem Umawiajqcych s\q 
Stron. 

2. Dia osiqgni^cia celöw niniejszej 
Umowy Komisja przedktada Umawiajqcym 
s\q Stronom propozycje i zalecenia. 

3. W okreälonych terminach Umawiajq- 
ce si§ Strony b§dq informowaö Komisja o 
warunkach i ärodkach niezb^dnych do 
osiqgniQcia celöw, a takze o odpowiednich 
dzialaniach i ich efektach. 


Artykuf 5 

1. Komisja sktada s\q z delegacji Uma- 
wiajqcych s\q Stron. Kazda Umawiajqca 
s\q Strona mianuje najwyzej pi$ciu dele- 
gatöw w tym przewodniczqcego delegacji i 
jego zastQpcQ oraz do pi$ciu zast^pcöw 
cztonköw delegacji. 

2. Kazda delegacja moze dokooptowac 
wyznaczonych przez siebie rzeczoznaw- 
cöw w celu rozpatrywania okreälonych 
spraw. 

3. Komisja ustala swöj Regulamin. 


Artykuf 6 

1. Komisji przewodniczyö b§d q, na 
zmian§, delegaci Umawiajqcych s\q Stron. 
Szczegöly dotyczqce przewodniczenia i 
zwiqzanych z tym obowiqzköw okreäla 
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m'ch a souvisejfcfch terestrickych eko- 
systämü, 


j) konzultovat plänovanö a stävajfcf 
zpüsoby vyuiitf vod, kterö by mohly mit 
znaöny vliv pFesahujfcf hranice, 

k) podporovat spolupräd pri vädeckych a 
vyzkumnych zämörech a spolupräci v 
oblasti vymöny informacf, zvläätä o 
stavu techniky a modernfch technolo- 
gifch zamezujicfch nebo sniiujfcfch 
zneöiätönf vod. 


2) Komise se zabyvä takö ochranou vod 
pFed zneöiätänfm, pokud toto zneöiätönf 
mä svüj püvod v rybolovu, lodnf plavbö 
nebo jinych zpüsobech uzfvänf vod. 

3) Komise müie byt po dohodö smlu- 
vnfch stran poväFena daläfmi ükoly. 


Ölänek 3 

Tato dohoda plati na üzemf Öeskö repu- 
bliky a Polskö republiky a na üzemfch, na 
nichz je uplatöoväna Smlouva o zalo^enf 
Evropsköho spoleöenstvf. 

Ölänek 4 

1 ) Öinnost Komise probfhä v souladu s 
prävnim Fädem smluvnich stran. 

2) K dosaieni cflü töto dohody 
pfedklädä Komise smluvmm stranäm 
nävrhy a doporuöenf. 

3) Smluvnf strany budou informovat 
Komisi ve stanovenych Ihütäch o pod- 
mfnkäch a prostFedcich k dosalenf cflü a 
take o nävaznych opatFenfch a jejich 
pFmosech. 


Ölänek 5 

1) Komisi tvoFi delegace smluvnich 
stran. Kaidä smluvnf strana jmenuje 
maximälne 5 delegätü, z nich jednoho 
vedoucfho delegace a jeho zästupce, a 
maximälne 5 zästupcü delegätü. 

2) Kaldä delegace müze pFizvat k pro- 
jednänf uröitych otäzek experty, ktere 
sama jmenuje. 

3) Komise stanovf svüj jednacf Fäd. 


Ölänek 6 

1 ) PFedsednictvf budou v Komisi 
vykonävat strfdavä delegace smluvnfch 
stran. Podrobnosti vykonu predsednictvf a 
s tim spojenych pracf budou upraveny v 
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und der damit verbundenen Arbeiten wer- 
den in der Geschäftsordnung der Kommis- 
sion geregelt. Die Delegation, welche den 
Vorsitz wahmimmt, benennt eines ihrer 
Mitglieder als Präsidenten der Kommissi- 
on. Diese Delegation kann für die Dauer 
der Wahrnehmung des Vorsitzes einen 
weiteren Delegierten benennen. 

(2) Der Präsident soll in der Regel auf 
den Tagungen der Kommission nicht für 
seine Delegation sprechen. 

Artikel 7 

(1) Die Kommission tritt mindestens ein- 
mal jährlich auf Einladung des Präsidenten 
an einem von ihm festzulegenden Ort zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen. 

(2) Auf Verlangen mindestens einer 
Delegation hat der Präsident eine außeror- 
dentliche Tagung einzuberufen. 

(3) Zwischen den Tagungen der Kom- 
mission können Beratungen der Delegati- 
onsleiter stattfinden. 

(4) Der Präsident schlägt die Tagesord- 
nung vor. Jede Delegation hat das Recht, 
diejenigen Punkte auf die Tagesordnung 
setzen zu lassen, die sie behandelt zu 
sehen wünscht. 

Artikel 8 

(1) Jede Delegation hat eine Stimme. 

(2) Bei den Verhandlungen und der Fas- 
sung von Beschlüssen im Rahmen dieses 
Vertrags sowie bei ihrer Durchführung 
handeln die Europäische Gemeinschaft 
und die Bundesrepublik Deutschland im 
Bereich ihrer jeweiligen Zuständigkeit. Die 
Europäische Gemeinschaft übt ihr Stimm- 
recht in Fällen, in denen die Bundesre- 
publik Deutschland zuständig ist, nicht 
aus; dasselbe gilt im umgekehrten Fall. 

(3) Die Beschlüsse, Vorschläge und 
Empfehlungen der Kommssion werden 
einstimmig gefaßt; unter in der Geschäfts- 
ordnung festzulegenden Bedingungen 
kann ein schriftliches Verfahren stattfin- 
den. 

(4) Stimmenthaltung steht der Einstim- 
migkeit nicht entgegen, wenn alle Delega- 
tionen anwesend sind. 

Artikel 9 

(1) Die Kommission setzt für die Durch- 
führung bestimmter Aufgaben Arbeits- 
gruppen ein. 

(2) Die Arbeitsgruppen setzen sich aus 
den von jeder Delegation bezeichneten 
Sachverständigen zusammen. 

(3) Die Kommission bestimmt die Aufga- 
ben sowie die Mitgliederzahl jeder Arbeits- 
gruppe und legt deren Vorsitz fest. 

Artikel 10 

Die Kommission besitzt Rechtspersön- 
lichkeit. Ihre Rechts- und Geschäftsfähig- 
keit unterliegen dem Recht des Staates, in 


reguiamin Komisji. Delegacja przyjmujqca 
na siebie przewodniczenie Komisji mianu- 
je jednego ze swych cztonköw Przewod- 
nicz^cym Komisji. Na czas peinienia 
funkcji Przewodniczqcego Komisji dele- 
gacja moie na jego miejsce wyznaczyö 
innego delegata. 

2. Podczas posiedzeri Komisji Przewod- 
niczqcy, z reguty, nie powinien wypowia- 
daö s\q .w imieniu swej delegacji. 

Artykuf 7 

1 . Komisja spotyka siQ co najmniej raz 
do roku na posiedzeniu zwyczajnym na 
zaproszenie Przewodniczqcego, w usta- 
lonym przez niego miejscu. 

2. Przewodniczqcy zwotuje posiedzenie 
nadzwyczajne na zqdanie co najmniej jed- 
nej delegacji. 

3. Mi^dzy posiedzeniami Komisji mog^ 
odbywaö s\q narady przewodniczqcych 
delegacji. 

4. Porz^dek dzienny posiedzenia propo- 
nuje Przewodniczqcy. Kazda delegacja 
ma prawo wnieöö do porz^dku dziennego 
sprawy, ktöre jej zdaniem powinny byc 
omöwione. 


Artykuf 8 

1. Kazda delegacja dysponuje jednym 
gtosem. 

2. W trakcie rokowari i przy podejmowa- 
niu uchwat w ramach niniejszej Umowy, a 
takze przy jej wykonywaniu Wspölnota 
Europejska i Republika Federalna Niemiec 
dziataj^ w zakresie swoich wtasciwoöci. 
Wspölnota Europejska nie korzysta ze 
swego prawa gtosu wöwczas, gdy 
wtaöciwa jest Republika Federalna Nie- 
miec; ta sama zasada stosowana jest w 
sytuacjach odwrotnych. 

3. Uchwafy, propozycje i zaiecenia 
Komisji podejmowane s$ jednomyölnie. W 
warunkach, ktöre ustali reguiamin, mozna 
stosowaö procedura pisemn^. 


4. Powstrzymanie s\q od gtosu nie sta- 
nowi przeszkody w uznaniu jednomyöl- 
noöci, o ile wszystkie delegacje s$ obecne. 

Artykuf 9 

1. W celu realizacji okreölonych zadari 
Komisja powotuje grupy robocze. 

2. Grupy robocze sktadajq si§ z rzeczo- 
znawcöw, wyznaczonych przez kazdq z 
delegacji. 

3. Komisja wyznacza zadania oraz 
ustala liczb§ cztonköw w kazdej grupie 
roboczej i ustala ich przewodnictwo. 

Artykuf 10 

Komisja ma osobowoöö prawnq. Jej 
zdolnoöö prawna i zdolnoöö do czynnoöci 
prawnych podlegajq przepisom prawa 


jednacfm fädu Komise. Delegace, kterä 
vykonävä pfedsednictvf, jmenuje jednoho 
ze svych ölenü prezidentem Komise. Tato 
delegace müze po dobu vykonu pfedsed- 
nictvf jmenovat dalöfho delegäta. 


2) Prezident nemä zpravldla na zase- 
dänfch Komise mluvit za svoji delegaci. 


Ölänek 7 

1) Komise se schäzf alespofi jednou za 
rok na pozvänf prezidenta k fädnömu 
zasedänf v mfstö, kterö prezident uröt. 

2) Na iädost alespofi jednö delegace 
prezident svolävä mimofädnö zasedänf. 

3) Mezi zasedänfmi Komise se mohou 
konat porady vedoucfch delegaci. 

4) Prezident navrhuje program jednänf. 
Kazdä delegace mä prävo zafadit na 
pofad jednänf ty body, kterö si preje 
projednat. 


Ölänek 8 

1) Kazdä delegace mä jeden hlas. 

2) Pfi jednänfch a schvalovänf usnesenf 
v rämci töto dohody a takä pfi jejich rea- 
lizaci jednä Evropskö spoleöenstvf a Spol- 
kovä republika Nömecko v rozsahu svö 
pffsluönö kompetence. Evropskö spo- 
leöenstvf neuplatöuje svö hlasovacf prävo 
v pffpadech, kterö jsou v kompetenci 
Spolkovö republiky Nömecko; tot platf v 
opaönöm pffpadö. 

3) Usnesenf, nävrhy a doporuöenf Komi- 
se jsou schvaloväny jednomyslnö. Za pod- 
mfnek stanovenych v jednacfm fädu müze 
byt uplatnön pfsemn^ postup. 


4) Zdrzet se hlasovänf neodporuje jed- 
nomyslnosti, jestlize jsou vöechny delega- 
ce pfftomny. 

Ölänek 9 

1) Komise zfizuje pracovnf skupiny pro 
realizaci stanovenych ükolü. 

2) Pracovnf skupiny jsou tvoreny exper- 
ty jmenovanymi kazdou delegaci. 

3) Komise stanovuje ükoly a poöet ölenu 
kazdä pracovnf skupiny a uröf jejich 
pfedsednictvf. 

Ölänek 10 

Komise mä prävnf subjektivitu. Jejf 
zpüsobilost k prävnfm ükonüm podlöhä 
prävu platnömu ve stätö - sfdle jejfho 
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dem ihr Sekretariat seinen Sitz hat. Die 
Kommission wird von ihrem Präsidenten 
vertreten. Der Präsident kann nach Maß- 
gabe der Geschäftsordnung seine Vertre- 
tung regeln. 

Artikel 11 

Zur Vorbereitung und Durchführung 
Ihrer Arbeit richtet die Kommission ein 
Sekretariat ein. Die Kommission regelt die 
Arbeit des Sekretariats durch die 
Geschäftsordnung. Sitz des Sekretariats 
ist Breslau. 

Artikel 12 

Die Kommission kann sich im Rahmen 
ihres Haushalts der Dienste fachlich 
besonders geeigneter Persönlichkeiten 
oder Einrichtungen zur Prüfung spezifi- 
scher Fragen bedienen. 

Artikel 13 

(1) Die Kommission entscheidet ent- 
sprechend den Zielen dieses Vertrags 
über die Zusammenarbeit mit internationa- 
len und nationalen Organisationen, deren 
Tätigkeit mit dem Gewässerschutz in Ver- 
bindung steht. 

(2) Die Kommission unterrichtet die 
Öffentlichkeit über Arbeitsergebnisse, Pro- 
gramme und Maßnahmen. 

Artikel 14 

Die Kommission erstattet den Vertrags- 
parteien mindestens alle zwei Jahre einen 
Tätigkeitsbericht sowie nach Bedarf weite- 
re Berichte, insbesondere über durchge- 
führte Maßnahmen sowie die Ergebnisse 
von Untersuchungen und deren Bewer- 
tung. 

Artikel 15 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Kosten 
ihrer Vertretung in der Kommission und in 
den Arbeitsgruppen. 

(2) Die übrigen Kosten der Arbeiten der 
Kommission einschließlich der Kosten des 
Sekretariats werden aus dem Haushalt der 
Kommission getragen. Die Beiträge der 
Vertragsparteien zum Haushalt der Kom- 
mission werden in folgendem Verhältnis 
aufgeteilt: 

Bundesrepublik Deutschland 38,75 v.H. 

Republik Polen 38,75 v.H. 

Tschechische Republik 20, 00 v.H. 

Europäische Gemeinschaft 2,50 v.H. 

Insgesamt 1 00,00 v.H. 

(3) Die Kommission legt ihren Haushalt 
fest und bestätigt seine Erfüllung. Näheres 
regelt die Geschäftsordnung. 

(4) Der Haushalt der Kommission wird 
außer aus Beiträgen der Vertragsparteien 
auch aus Spenden, Subventionen, Zinsen 
und Mitteln aus anderen Quellen finan- 
ziert. 


paristwa, na terytorium ktörego znajduje 
si q siedziba Sekretariatu. KomisjQ re- 
prezentuje jej Przewodnicz^cy. Zgodnie z 
regulaminem Przewodniczqcy mo le wyz- 
naczyö swojego zast$pc q. 

Artykut 1 1 

W celu przygotowania i realizacji swojej 
pracy Komisja utworzy Sekretariat. Prac§ 
Sekretariatu Komisja reguluje w regulami- 
nie. Siedzibq Sekretariatu jest Wroclaw. 


Artykut 12 

W ramach swojego budzetu Komisja 
moze korzystaö z ustug osöb lub instytucji 
o szczegölnych kwalifikacjach specjalisty- 
cznych je$li zachodzi taka potrzeba. 


Artykut 13 

1 . Komisja, zgodnie z celami niniejszej 
Umowy, decyduje o wspölpracy z orga- 
nizacjami mi§dzynarodowymi i krajowymi, 
ktörych dziafalnoäö wi^le s\q z ochronq 
wöd. 

2. Komisja informuje opini§ publicznq o 
wynikach pracy, programach i dziataniach. 


Artykut 14 

Co najmniej raz na dwa lata Komisja 
sktada Umawiajqcym siq Stronom spra- 
wozdanie ze swojej dziatalnoäci, ta takle 
w miar§ potrzeby inne sprawozdania, 
dotyczqce zwlaszcza przeprowadzonych 
dziatari oraz badari i oceny uzyskanych 
wyniköw. 

Artykut 15 

1. Kazda Umawiajqca si q Strona ponosi 
koszty swojej reprezentacji w Komisji i w 
grupach roboczych. 

2. Pozostate koszty dziatalnosci Komisji, 
t^cznie z kosztami dziatalnosci Sekretaria- 
tu, b$dq pokrywane z budzetu Komisji. 
Sktadki Umawiajqcych si q Stron do bud- 
letu Komisji ustala s\q wedtug nastQ- 
pujqcych proporcji: 


Rzeczpospolita Polska 38,75 % 

Republika Czeska 20,00 % 

Republika Federalna Niemiec 38,75 % 
Wspölnota Europejska 2,50 % 

Ogölem 100,00% 


3. Komisja uchwala swöj budzet oraz 
zatwierdza jego wykonanie. Szczegölowe 
zasady reguluje Regulamin. 

4. Budzet Komisji, opröcz sktadek Uma- 
wiajqcych s\q Stron, mole byö röwniez 
finansowany z darowizn, subwencji, odse- 
tek i ärodköw pochodzqcych z innych 
Irödet. 


sekretariätu. Komisi zastupuje jejf prezi- 
dent. Prezident müze v souladu s jed- 
nacim rädern upravit svä zastupoväni. 


Clänek 11 

Komise zrfdf k prfpravä a realizaci svä 
präce sekretariät. Komise upravf präci 
sekretariätu v jednacfm fädu. Sidlem 
sekretariätu je Vratislav. 


Clanek 12 

Komise müze v rämci sväho rozpoctu 
vyuzit sluzeb odbomä zvläätä vhodnych 
osob nebo institucf k feäenf specifickych 
otäzek. 


Clanek 13 

1 ) Komise rozhoduje v souladu s cili teto 
dohody o spolupräci s mezinärodnfmi a 
närodnimi organizacemi, jejichl öinnost je 
spjata s ochranou vod. 


2) Komise informuje vefejnost o vysled- 
cfch präce, programech a opatremch. 


Ölanek 14 

Komise pfedklädä smluvnim stranäm 
alespori jednou za dva roky zprävu o svä 
Sinnosti a podle potfeby dalSi zprävy, 
zejmäna o realizovanych opatfenich, 
vysledcich vyzkumjj^a jejich hodnoceni. 


Clanek 15 

1) Kazdä smluvni strana nese näklady 
sväho zastoupeni v Komisi a pracovnfch 
skupinäch. 

2) Ostatnf näklady na öinnost Komise 
vöetnä näkladü na öinnost sekretariätu 
budou hrazeny z rozpoctu Komise. 
Pfispävky smluvnfch stran do rozpoötu 
Komise se stanovuji v tomto pomäru: 


a) Ceskä republika 20,00 % 

b) Polskä republika 38,75 % 

c) Spolkovä republika Nämecko 38,75% 

d) Evropskä spoleöenstvi 2,50 % 

celkem 100,00%. 

3) Komise schvaluje svuj rozpoöet a pot- 
vrzuje jeho vyuliti. Podrobnosti upravi jejf 
jednacf fäd. 

4) Rozpoöet Komise je krome prispävkü 
smluvnfch stran däle financovän z darü, 
dotacf, ürokü a öästek pochäzejfcfch z 
jinyoh zdrojü. 
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Artikel 16 

(1) Mit vorliegendem Vertrag bleiben 
Rechte und Pflichten der Vertragsparteien, 
die sich aus zwei- und mehrseitigen Ver- 
einbarungen ergeben, unberührt. 

(2) Die Kommission untersucht im Ein- 
vernehmen der Vertragsparteien, inwie- 
weit es möglich und zweckmäßig ist, unter 
anderem zur Vermeidung von Doppel- 
arbeit die Rechte und Pflichten der Ver- 
tragsparteien aus bestehenden Verein- 
barungen anzugleichen, und unterbreitet 
gegebenenfalls entsprechende Empfeh- 
lungen. 

Artikel 17 

Arbeitssprachen der Kommission sind 
Deutsch, Polnisch und Tschechisch. 

Artikel 18 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikati- 
on oder der Bestätigung gemäß dem 
jeweiligen Recht der Vertragsparteien. 

(2) Die Ratifikations- oder Bestätigungs- 
urkunden werden beim Generalsekretariat 
des Rates der Europäischen Union als 
Verwahrer des Vertrags hinterlegt. Der 
Verwahrer wird die anderen Vertragspar- 
teien über die Hinterlegung einer jeden 
Ratifikations- oder Bestätigungsurkunde 
unterrichten. 

(3) Dieser Vertrag tritt 30 Tage nach 
dem Tag in Kraft, an dem die letzte 
Ratifikationsurkunde oder Bestätigungsur- 
kunde beim Verwahrer hinterlegt wird. Der 
Verwahrer teilt das Datum des Inkrafttre- 
tens des Vertrages den übrigen Ver- 
tragsparteien mit. «A. 

Artikel 19 

(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. 

(2) Nach Ablauf von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten kann dieser Vertrag von jeder 
Vertragspartei durch Notifikation gegen- 
über dem Verwahrer jederzeit gekündigt 
werden. Der Vertrag tritt für die kündigen- 
de Partei nach Ablauf eines Jahres nach 
Erhalt der entsprechenden Note durch den 
Verwahrer außer Kraft. 


Artikel 20 

Dieser Vertrag, der in einer Urschrift in 
deutscher, polnischer und tschechischer 
Sprache abgefaßt ist, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist, wird im 
Archiv des Generalsekretariats des Rates 
der Europäischen Union hinterlegt. Der 
Verwahrer übermittelt jeder anderen Ver- 
tragspartei eine beglaubigte Abschrift. 


Geschehen zu Breslau am 11. April 
1996. 


Artykut 16 

1. Umowa niniejsza nie narusza praw i 
obowiqzköw Umawiajqcych si$ Stron, 
wynikajqeych z umöw dwustronnych i wie- 
lostronnych. 

2. Komisja, za zgodq Umawiajqcych si§ 
Stron, miQdzy innymi dia unikni^cia 
powtarzania $\q pracy, bada moiliwoäö i 
celowoäö ujednolicenia praw i obowiqzköw 
Umawiajqcych si q Stron, wynikajqcych z 
istniejqcych porozumiert i I przedktada w 
danym przypadku odpowiednie zalecenia. 


Artykut 17 

jQzykami roboczymi Komisji sq: polski, 
czeski i niemiecki. 

Artykut 18 

1. Umowa niniejsza podlega ratyfikacji 
lub zatwierdzeniu zgodnie z prawem 
kazdej Umawiajqcej si q Strony. 

2. Dokumenty ratyfikacyjne lub za- 
twierdzajqce zostan^ zdeponowane w 
Sekretariate Generalnym Rady Unii Euro- 
pejskiej, jako depozytariusza Umowy. 
Depozytariusz poinformuje pozostate 
Umawiajqce s\q Strony o zdeponowaniu 
kaidego dokumentu ratyfikacyjnego lub 
zatwierdzaj^cego. 

3. Umowa niniejsza wchodzi w zycie 
30 dni po dniu zlozenia depozytariuszowi 
ostatniego dokumentu ratyfikacyjnego lub 
zatwierdzajqcego. Depozytariusz informu- 
je pozostate Umawiaj^ce siQ Strony o 
dacie wejäcia w zycie Umowy. 


Artykut 19 

1 . Umöw§ zawiera s\q na czas nieokreä- 
lony. 

2. Po uplywie pi^ciu lat od dnia jej 
wejäcia w zycie niniejsza Umowa moze 
byö w dowolnym terminie wypowiedziana 
w drodze notyfikacji, wobec depozytariu- 
sza, przez kazdq Umawiajqcq si$ Strony. 
Umowa traci moc w stosunku do Strony j$ 
wypowiadajqcej, po uplywie jednego roku 
od dnia otrzymania odpowiedniej noty 
przez depozytariusza. 

Artykut 20 

Umow§ niniejszq, ktörej oryginat zostal 
sporz^dzony w j^zykach: polskim, czes- 
kim i niemieckim, przy czym kazda z wersji 
j^zykowych ma jednakowq moc prawnq, 
deponuje $\q w archiwum Sekretariat 
Generainego Rady Unii Europejskiej. 
Depozytariusz przekazuje kaidej pozo- 
statej Umawiajqcej si§ Stronie uwierzytel- 
niony odpis. 


Sporzqdzono we Wrodawiu dnia 
11 kwietnia 1996 roku. 


Ölanek16 

1) Touto dohodu züstävajf präva a 
zävazky smluvnfch stran vyplyvajfcf ze 
dvou a vfcestrannych dohod nedotäeny. 

2) Komise bude se souhlasem smluv- 
nfch stran, mj. v zäjmu vylouöenf duplicit, 
proväfovat moinost a ücelnost sjednocenf 
präv a zävazkü smluvnfch stran vyplyva- 
jfcfch z existuj reich dohod a prfpadnä 
pFedklädat odpovfdajfcf doporuöenf. 


Ölänek17 

Pracovnfmi jazyky Komise jsou öeätina, 
nämäina a polltina. 

Ölänek 18 

1) Tato dohoda vyiaduje ratifikaci nebo 
schvälenf v souladu s prävnfm rädern 
kaidä ze smluvnfch stran. 

2) Ratifikaönf nebo schvatovacf iistiny 
budou uloieny u Generälnfho sekretariätu 
Rady Evropskä unie jako depozitäre doho- 
dy. Ten informuje daläf smluvnf strany o 
ulozenf kazdä ratifikaänf nebo schvalovacf 
Iistiny. 


3) Tato dohoda vstupuje v platnost 30 
dnf po dni, kdy bude depozitäPi pfedäna 
poslednf ratificaönf nebo schvalovacf listi- 
na. DepozitäP oznämf ostatnfm smluvnfm 
stranäm den, kdy dohoda nabyla platnosti. 


Ölänek 19 

1) Dohoda se uzavfrä na neomezenou 
dobu. 

2) Po uplynutf pöti let ode dne, kdy 
vstoupila v platnost, müze byt tato dohoda 
kdykoliv vypoväzena kazdou ze smluvnfch 
stran cestou notifikace depozitäri. Dohoda 
pozbyvä platnosti ve vztahu ke smluvnf 
stranä vypovfdajfcf dohodu po uplynutf 
jednoho roku ode dne, kdy depozitär 
obdrzf prfsluänou nötu. 


Clänek 20 

Tato dohoda, jejfi prvopis byl porfzen v 
öeskäm, nämäckäm a polskäm jazyce, 
pFiäemi kazdä znänf je stejnym zpüsobem 
zävaznä, se ukiädä v archivu Generälnfho 
sekretariätu Rady Evropskä unie. Depo- 
zitäf pfedä kazdä ze smluvnfch stran 
oväreny opis. 


Sporzqdzono we Wroctlawiu 1 1 kwietnia 
1996 roku. 
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Erklärung 

Aus Anlaß der Unterzeichnung des Ver- 
trags über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunrei- 
nigung, gibt die Regierung der Republik 
Polen folgende Erklärung ab: 

Im Zusammenhang mit den im Artikel 8, 
Absätze (3) und (4) des Vertrags über die 
Internationale Kommission zum Schutz 
der Oder gegen Verunreinigung enthalte- 
nen Festlegungen, vertritt die Regierung 
der Republik Polen die Auffassung, daß 
Entscheidungen, Vorschläge und Empfeh- 
lungen der Internationalen Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreini- 
gung bei Tagungen einstimmig in Gegen- 
wart aller Delegationen getroffen werden. 


Oswiadczenie 

Z okazji podpisania Umowy w sprawie 
Mi^dzynarodowej Komisji Ochrony Odry 
przed Zanieczyszczeniem, Rzqd Rzeczy- 
pospolitej Polskiej sktada nast^pujqce 
oäwiadczenie: 

W zwiqzku z postanowieniami ust^pöw 
3 i 4 artykutu 8 Umowy w sprawie Mi$dzy- 
narodowej Komisji Ochrony Odry przed 
Zanieczyszczeniem, Rzqd Rzeczypos- 
politej Polskiej uwaza, iz podejmowanie 
przez Mi^dzynarodowq Komisji Ochrony 
Odry przed Zanieczyszczeniem decyzji, 
propozycji i zaleceri na posiedzeniach 
b§dzie nast^powaö jednomyälnie przy 
obecnoäci wszystkich delegacji. 


Drucksache 13/6920 


Prohläseni 

Pfi pffleiitosti podepsänf Dohody o 
Mezinärodnf komisi pro ochranu Odry pFed 
zneöiätänfm, vläda Polskä republiky 
vydävä toto prohlääenf; 

V souvislosti s ustanovenfm odstavce 3 
a 4 ölänku 8 Dohody o Mezinärodnf komisi 
pro ochranu Odry pred zne£i§tönfm, vläda 
Polskä republiky soudf, ie nävrhy a 
doporuöenf budou Mezinärodnf komisf pro 
ochranu Odry pFed znediätönfm pfijfmäna 
jednomyslnö za pfftomnosti väech dele- 
gacf. 
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Denkschrift zu dem Vertrag 
L Allgemeines 

Der am 11. April 1996 in Breslau Unterzeichnete Vertrag 
soll die Grundlage für die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Gewässerschutzes im gesamten Ein- 
zugsgebiet der Oder nach dem Vorbild der Zusammen- 
arbeit an Elbe, Rhein und Donau bilden. Dem Vertrag 
kommt neben der umweltpolitischen auch eine hohe 
außenpolitische Bedeutung zu, indem die darin getroffe- 
nen Regelungen zu einer weiteren Intensivierung der 
Zusammenarbeit mit Polen und Tschechien und zu einer 
Vertiefung der gutnachbarlichen Beziehungen einen wich- 
tigen Beitrag leisten. 

Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien erfolgt in der 
Internationalen Kommission zum Schutz der Oder gegen 
Verunreinigung, die nach Artikel 5 des Vertrags eingerich- 
tet wird. Die Kommission besitzt Rechtspersönlichkeit, 
d.h. sie ist juristische Person und kann Träger von Rech- 
ten und Pflichten sein. Zur Vorbereitung und Durch- 
führung ihrer Arbeiten richtet die Kommission ein stän- 
diges Sekretariat ein, dessen Kosten nach bestimmten 
Anteilen von den Vertragsparteien getragen werden. Sitz 
der Kommission und des Sekretariats ist Breslau. 

Zentrale Ziele der Zusammenarbeit sind insbesondere 

- Übersichten über Quellen punktförmiger Verunreini- 
gungen erstellen, Abschätzungen der Gewässerbela- 
stung aus diffusen Quellen vornehmen sowie beides 
fortschreiben, gegliedert nach Branchen und den 
wichtigsten Arten der Verunreinigung, 

- Grenzwerte für die eingeleiteten Abwässer Vorschlä- 
gen, 

- Qualitätsziele für Gewässer unter Berücksichtigung 
der Ansprüche an die Gewässernutzung sowie der 
besonderen Bedingungen zum Schutz der Ostsee und 
der aquatischen und der damit zusammenhängenden 
terrestrischen Ökosysteme vorschlagen, 

- gemeinsame Meß- und Untersuchungsprogramme zur 
Darstellung der Quantität und der Qualität der Gewäs- 
ser, der Qualität der Sedimente, zur Bewertung des 
Zustands der aquatischen und der damit zusammen- 
hängenden terrestrischen Lebensgemeinschaften 
sowie, sofern notwendig, zur Bewertung der Folgen 
der Gewässerbelastung vorschlagen, wie auch die 
erzielten Ergebnisse dokumentieren und bewerten, 

- einheitliche Methoden zur Güteklassifizierung der 
Gewässer vorschlagen, 

- gesammelte Daten und Informationen, die für den 
Schutz der Oder notwendig sind, analysieren, insbe- 
sondere zu Fragen der Hydrologie und der wasserwirt- 
schaftlichen Bilanzierung, 

- Aktionsprogramme zur Reduzierung der Verunreini- 
gung, insbesondere mit Schadstoffen sowohl aus 


kommunalen und industriellen Punktquellen als auch 
diffusen Quellen und weitere Maßnahmen einschließ- 
lich Zeitplanung, Kostenschätzung und Möglichkeiten 
der Finanzierung vorschlagen, 

- Maßnahmen zur Vorbeugung und Bekämpfung außer- 
gewöhnlicher Gewässerbelastungen vorschlagen 
sowie ein einheitliches Alarm- und Warnsystem erar- 
beiten und auf der Grundlage der Erfahrungen fort- 
schreiben, 

- die gewässerökologische Bedeutung der unterschied- 
lichen Biotopelemente einschließlich Ökomorphologie 
dokumentieren sowie Vorschläge erarbeiten zur Erhal- 
tung und Wiederherstellung und zum Schutz der aqua- 
tischen und damit zusammenhängenden terrestri- 
schen Ökosysteme, 

- über geplante und über bestehende Arten der Gewäs- 
semutzung beraten, die wesentliche grenzüberschrei- 
tende Auswirkungen haben könnten, 

- die Zusammenarbeit bei wissenschaftlichen For- 
schungsvorhaben und im Bereich des Informations- 
austausches fördern, insbesondere über den Stand 
der Technik und über moderne Technologien zur Ver- 
meidung und Verringerung von Gewässerverunreini- 
gungen. 

Auf Grund der verfassungsmäßigen Zuständigkeit der 
Länder für wesentliche wasserwirtschaftliche Bereiche 
werden auf deutscher Seite wichtige Aufgaben von den 
Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und 
Sachsen wahrzunehmen sein. 

Änderungen des in Deutschland geltenden Rechts und 
des dort, insbesondere im Rahmen des WHG (z.B. 
Abwasserverwaitungsvorschriften, Vorschriften zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) bereits reali- 
sierten hohen Schutzniveaus sind auf Grund des Vertrags 
und seiner späteren Umsetzung nicht erforderlich. 

Die Delegationen haben bei der Zeichnung des Überein- 
kommens vereinbart, daß die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung schon vor 
dem völkerrechtlichen Inkrafttreten des Oderschutzver- 
trags ihre Tätigkeit auf vorläufiger Basis aufnehmen soll. 
Dieses Verfahren hat sich im Zusammenhang mit den 
Internationalen Elbe- und Donauschutzkommissionen 
bewährt. 

Zu Artikel 8 Abs. 3 und 4 hat die polnische Seite die dem 
Vertrag beigefügte Erklärung abgegeben. Darin wird die 
Auffassung der Regierung der Republik Polen dargelegt, 
daß Entscheidungen, Vorschläge und Empfehlungen der 
Internationalen Kommission zum Schutz der Oder gegen 
Verunreinigung bei Tagungen einstimmig in Gegenwart 
aller Delegationen getroffen werden. Die übrigen Vertrags- 
parteien sind mit dieser Klarstellung einverstanden. 
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II. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Absatz 1 enthält die gegenseitige Verpflichtung der den 
Vertrag schließenden Parteien zur Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Gewässerschutzes für das gesamte 
Odereinzugsgebiet in der Internationalen Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung. 

Absatz 2 zählt die Ziele der Zusammenarbeit auf. 

Absatz 3 beschreibt das Verfahren zur Erreichung dieser 
Ziele. 

Absatz 4 regelt den Austausch moderner Technologien 
zur Erreichung der Ziele der Zusammenarbeit. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 enthält eine enumerative Aufzählung der der 
Kommission insbesondere zufallenden Aufgaben. 

Absatz 2 grenzt den Anwendungsbereich des Vertrags 
gegenüber Fragen der Fischereiwirtschaft und der Schiff- 
fahrt ab. 

Gemäß Absatz 3 kann die Kommission im Einvernehmen 
der Vertragsparteien mit weiteren Aufgaben beauftragt 
werden. 

Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält den Geltungsbereich des Ver- 
trags sowie die übliche EG-Geltungsbereichsklausel. Der 
räumliche Anwendungsbereich des Odereinzugsgebiets 
wird dadurch nicht erweitert. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 legt fest, daß die Tätigkeit der Kommission in 
Übereinstimmung mit dem Recht der Vertragsparteien zu 
erfolgen hat. 

Absatz 2 setzt fest, daß die Kommission den Vertragspar- 
teien Vorschläge und Empfehlungen zur Erreichung der 
Vertragsziele voriegt. 

Absatz 3 enthält die Verpflichtung der den Vertrag 
schließenden Parteien, die Kommission über Grundlagen, 
die zur Aufgabenerfüllung der Kommission erforderlich 
sind, sowie über getroffene Maßnahmen und dafür aufge- 
wendete Mittel zu unterrichten. 

Zu Artikel 5 

Absatz 1 regelt die Zusammensetzung der Kommission 
aus Delegationen der den Vertrag schließenden Parteien 
sowie die Gestaltung der Delegationen nach Besetzung 
und Höchstteilnehmerzahl. 

Absatz 2 räumt jeder Delegation das Recht auf Hinzuzie- 
hung von ihr zu benennender Sachverständiger für die 
Behandlung bestimmter Fragen ein. 

Absatz 3 regelt die Befugnis der Kommission zum Erlaß 
einer Geschäftsordnung. 

Zu Artikel 6 

Absatz 1 regelt den wechselnden Vorsitz der Kommission 
durch die Delegation je einer der den Vertrag schließen- 
den Parteien und verweist wegen der Einzelheiten der 


Wahrnehmung des Vorsitzes auf die Geschäftsordnung 
der Kommission. Weiter regelt die Vorschrift die Bestel- 
lung des Präsidenten aus der jeweils Vorsitzenden Dele- 
gation sowie das Recht dieser Delegation auf Ernennung 
eines weiteren Delegierten für die Dauer der Wahrneh- 
mung des Vorsitzes. 

Absatz 2 fordert neutrales Verhalten des Präsidenten in 
den Sitzungen der Kommission. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 legt den regelmäßigen Zusammentritt der Kom- 
mission fest. 

Absatz 2 regelt das Vorgehen bei der Einberufung von 
außerordentlichen Tagungen. 

Absatz 3 eröffnet die Möglichkeit für Beratungen der 
Delegationsleiter zwischen den Tagungen der Kommis- 
sion. 

Absatz 4 beschreibt das Zustandekommen der Tagesord- 
nung der Kommission. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 teilt jeder Delegation eine Stimme zu. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Europäische Gemeinschaft 
sowie die Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des 
Vertrags im Bereich ihrer jeweiligen Zuständigkeit han- 
deln. Ferner wird zwischen beiden die Nichtausübung des 
Stimmrechts in Fällen der Zuständigkeit des jeweils ande- 
ren festgelegt. 

Absatz 3 bestimmt die Einstimmigkeit von Beschlüssen, 
Vorschlägen und Empfehlungen der Kommission sowie 
die Möglichkeit eines schriftlichen Abstimmungsverfah- 
rens. 

Absatz 4 legt fest, daß bei Anwesenheit aller Delegationen 
Stimmenthaltung der Einstimmigkeit nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 regelt die Einsetzung von Arbeitsgruppen durch 
die Kommission. 

Absatz 2 bestimmt die Zusammensetzung dieser Arbeits- 
gruppen. 

Absatz 3 legt die Bestimmung der Aufgaben, der Mitglie- 
derwahl sowie des jeweiligen Vorsitzenden der Arbeits- 
gruppen durch die Kommission fest. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 legt fest, daß die Kommission Rechtspersön- 
lichkeit nach dem Recht des Staates besitzt, in dem das 
Sekretariat seinen Sitz hat, wobei die Kommission durch 
ihren Präsidenten vertreten wird. 

Zu Artikel 11 

Die Vorschrift bestimmt die Einrichtung eines Sekretariats 
der Kommission und seinen Sitz. 

Zu Artikel 12 

Diese Vorschrift gestattet der Kommission, die Hinzuzie- 
hung sachverständiger Personen oder Einrichtungen zur 
Prüfung von Sonderfragen. 
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Zu Artikel 13 

Absatz 1 gestattet es der Kommission, über die Zusam- 
menarbeit mit anderen internationalen und nationalen 
Organisationen auf dem Gebiet des Gewässerschutzes 
zu beschließen. 

Absatz 2 legt fest, daß die Kommission die Öffentlichkeit 
über ihre Arbeitsergebnisse, Programme und Maßnah- 
men zu unterrichten hat. 

Zu Artikel 14 

Diese Vorschrift sieht die Erstattung von Tätigkeitsberich- 
ten sowie - bei Bedarf - die Erstattung weiterer Berichte, 
insbesondere über Untersuchungsergebnisse sowie 
deren Bewertung durch die Kommission vor. 

Zu Artikel 15 

Absatz 1 regelt die Kostentragungspflicht der den Vertrag 
schließenden Parteien für die Vertretung in der Kommis- 
sion und den Arbeitsgruppen. 

Absatz 2 bestimmt die Verteilung der übrigen Kosten der 
Arbeiten der Kommission einschließlich der Kosten des 
Sekretariats. 

Absatz 3 regelt die Verfahrensweise bei der Festlegung 
des Haushalts und seiner Erfüllung, wobei näheres in der 
Geschäftsordnung niedergelegt ist. 

Absatz 4 gestattet es der Kommission, sich auch aus 
anderen Quellen zu finanzieren. 

Zu Artikel 16 

Absatz 1 stellt klar, daß dieser Vertrag bestehende Verträ- 
ge unberührt läßt. 


Gemäß Absatz 2 soll die Kommission im Einvernehmen 
mit den Vertragsparteien untersuchen, inwieweit es mög- 
lich und zweckmäßig ist, die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien aus bestehenden Verträgen anzuglei- 
chen. Die Kommission kann ggf. entsprechende Empfeh- 
lungen aussprechen. 

Zu Artikel 17 

Diese Vorschrift legt Deutsch, Polnisch und Tschechisch 
als Arbeitssprachen der Kommission fest. 

Zu Artikel 18 

Absatz 1 legt fest, daß der Vertrag der Ratifikation oder 
der Bestätigung gemäß dem jeweiligen Recht der Ver- 
tragsparteien bedarf. 

Absatz 2 bestimmt das Generalsekretariat des Rates der 
Europäischen Union zum Verwahrer des Vertrags und 
betraut es mit den damit verbundenen Pflichten. 

Absatz 3 regelt das Inkrafttreten des Vertrags. 

Zu Artikel 19 

Absatz 1 legt die Dauer des Vertrags fest. 

Absatz 2 regelt die Kündigungsmodalitäten des Vertrags. 

Zu Artikel 20 

Diese Vorschrift bestimmt die Verbindlichkeit sowohl der 
deutschen als auch der polnischen und der tschechi- 
schen Urschrift des Vertrags und regelt seine Hinter- 
legung. 
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